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Die Prinzipien 
des 

literarischen Eigenthums. 





Vorwort 

Die folgenden Bogen betrachten die Principien des 

schriftstellerischen Eigenthums in mehrfachen Beziehungen 

aus Standpunkten, die vielen der Interessenten an der 

Sache bis jetzt noch nicht geläufig sind. Was die ju­

ristische Auffassungsform des Autorrechts anbetrifft, so 

weicht der erste Abschnitt, welcher sich um die Feststellung 

der Gerechtigkeitsgesichtspunkto bemüht, darin von den 

neueren von juristischer Seite ausgegangenen Fonnulirungen 

ab, dass sein Ergebniss die gewöhnliche Abneigung gegen 

den Ausdruck und Begriff „literarisches E i g e n t h u m " zu 

beseitigen unternimmt. Ilebrigens musste in diesem Ab­

schnitt auf juristisches Material Rücksicht genommen werden, 
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welches manchem Leser, der sich vielleicht zunächst nur 

für die wirthschaftliche und sociale Seite der Frage in-

teressirt, bei einer ersten Leetüre weniger verinuthen dürfte. 

In dieser Beziehung erlaube ich mir die Bemerkung-, dass 

die folgenden Abschnitte auch für sich selbst in einem 

gewissen Maasse verständlich sein möchten. 

Die in der vorliegenden Schrift vertretene Ansicht 

ist nicht eine einseitige Folgerung aus den Principien des 

unbeschränkten literarischen Eigenthums. Sie geht viel­

mehr aus einer Vereinigung mehrerer Gesichtspunkte her­

vor, deren jeder einen Anspruch auf Geltung hat. Im 

Princip oder mit andern Worten als Regel der Entwicke-

lung wird das Bestreben, die literarischen Leistungen mög­

lichst vollständig zu verwerthen, vollkommen anerkannt. 

Dagegen modificirt sich dieses Princip einerseits durch die 

Interessen der Gesellschaft und andererseits durch den Ge­

gensatz zwischen dem > Schriftstellerthum und der Verle­

gerschaft. Die Aufrichtung ewiger Verlagsrechte würde 

unter den bestehenden Verhältnissen zunächst überwiegend 

den Verlegern zu Gute kommen. Die Trennung des so­

cialen und des wirthschaftlichen Gesichtspunktes sowie die 

Berücksichtigung der Klasseninteressen ist daher eine im-
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erlässliche Voraussetzung', ohne welche eine unisichtige Ent­

scheidung der Frage nicht getroffen werden kann. 

Schliesslich sei noch bemerkt, dass von den vielfach 

in Bezug genommenen Briefen Carey's (Letters on inter­

national«) pyright. Psuladelphia), welche einen Theil der hier 

erörterten Frage behandeln, gegenwärtig eine deutsche Aus­

gabe erscheint und zwar unter dem Titel „Briefe über 

schriftstellerisches Eigenthum und internationales Verlags­

recht," (Berlin, Eichhoff. 1866.) 

St, Petersburg, im März 1866. 





Erster Abschnitt. 

tierechtigkeitsprincip und juristische Form. *) 

Die römisch geschulten Juristen sehen den Versuch, 
das literarische p]igenthum juristisch zu begründen, in der 
Regel etwas vornehm an. Sie gehen stets nur davon aus, 
es gäbe nur ein Eigenthum an körperlichen Sachen. Sie 
weisen den Ausdruck Eigenthum regelmässig zurück, ausser, 
wenn es sich um rein materielles Eigenthum handelt. Sie 
erkennen eben nur Rechte an körperlichen Sachen an. 
Gerber geht so weit, dass er sogar den Sprachgebrauch 
des preussischen Landrechts, welches das Eigenthum auf 
Alles, „was Jemandem zugehört" bezieht, tadelt. ') Wie 
weit diese Neigung geht, sehen wir daraus, dass sie sogar 
die im corpus juris selbst vorhandene Wendung, den Be­
griff auf unkörperliche Sachen zu statuiren, als vollständig 
misslungen und überflüssig oder als gar nicht in unserm 
Sinne statthaft bezeichnen. Namentlich tritt dies hervor 
bei der Behandlung des Titels über die res corporales und 
res incorporales; welche letztere Unterscheidung v. Savigny 
als „unbehülflich und an sich ganz entbehrlich" bezeich-

*) Die formale Entwicklung des Gerecht igke i t sbegr i f f s ist im 
Sinne der in den Dühring'schen Schriften entwickelten Kechtsthcorie ge­
halten; siehe Dühring , Capital und Arbeit, lierlin, 18G5 und dessen 
soeben erschienene kr i t i sche Grundlegung der V o l k s w i r t s c h a f t s ­
lehre, lierlin, 18GG. 

i) Gerber, System des deutschen Trivatrechts. 8. Aufl. 18G3. 
II. Cap. S. 7G. — Nil.: In exstenso befinden sich die Citate im Anhang, 
unter entsprechender, fortlaufender Ziffer. 
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2 ) Sav igny , System des heutigen römischen Rechts. Berlin, 1841. 
Bd. V. S. 32. 

8 ) Puchta, Pandecten. 4. Aufl. 1848. S. 35. 
*) Keller, Pandecten-Vorlesungen. 1861. Th. I. S. 42. I. 
5) Scheurl, Lehrbuch der Institutionen. 4. Aufl. 8. 25. 

net. 2) 3) 4) Sehe uii sagt: 5) das römische Güterrecht be­
trifft das hausväterliche Recht eines pater familias auf die 
Güter, res, die sein eigen sind und speziell auf res incor-
porales, „theils indem die Dienstbarkeit einer fremden 
Sache, theils indem die Forderung einer fremden Leistung 
ihm eignet." In § 43 seines Lehrbuchs sagt er: „ferner 
hat der juristische Sprachgebrauch der Römer „res" als 
gleichbedeutend mit „Gut" genommen und redet daher 
auch von res incorporales, indem er darunter die Vermö­
gensrechte ausser dem Eigenthum versteht." Die den rö­
mischen Kategorieen folgenden Juristen vermeiden daher 
auch regelmässig die Subsumtion des Urheber-Rechts unter 
den Eigenthumsbegriff; so Gerber, der sich dadurch aus­
zeichnet, dass er den betreffenden deutschen Rechtsstoff so 
behandelt, und daher sowohl den Verlagsvertrag als auch 
den Nachdruck (somit also das Urheberrecht) nicht unter 
das Eigenthum, sondern ersteren unter Geschäftsobligatio­
nen (ex contractu), letzteren aber unter Forderungen aus 
unerlaubten Handlungen (ex delictu) hinstellt. In der deut­
schen Gesetzgebung über Verträge ist diese Auffassung 
insofern angenommen, als man auf das Sorgfältigste den 
Ausdruck „literarisches" oder „geistiges Eigenthum" ver­
meidet und immer den Ausdruck „Schub des Rechts in 
den Erzeugnissen" gebraucht. So z. B. erst jüngst in dem 
Vertrage zwischen Preussen und Frankreich und Preussen 
und Gross-Britannien; (letzterer, vom 13. Mai 1846 mit ei­
nem Zusatzvertrage vom 14. Januar 1855, abgeschlossen, 
wie es in ihm heisst, „wegen des geistigen Schutzes der 
Autorrechte gegen Nachdruck und unbefugte Verbreitung." 
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Ersterer vom 2. August 1802 unter dem Namen: „Ueber-
einkunft u. s. w. wegen Schutzes der Rechte an literarischen 
Erzeugnissen und Werken der Kunst." Wir sehen in der 
Betitelung beider Verträge den Ausdruck literarisches Ei­
genthum umgangen. Dasselbe gilt vom Texte des Vertra­
ges mit Gross-Britannien, während in den mit Frankreich 
an zwei Stellen die Wendung „ Eigenthum an Werken der 
Literatur und Kunst" sich einschleicht.*) Das Ober-Tribu­
nal zu Berlin hat ebenso folgende Auslegung des geistigen 
Eigenthums gegeben: „unter geistigem Eigenthum des 
Schriftstellers" kann nicht ein Eigenthum an dem geistigen 
Inhalte der Schrift, sondern nur das Recht des Schriftstel­
lers auf ausschliessliche Verfielfältigung der Schrift und 
deren Mittheilung an das Publikum verstanden werden."**) 
In der englischen Sprache ist der Gebrauch des Wortes 
„propriety" ein viel weiterer als in der deutschen das Wort 
Eigenthum. Dort ist er fast synonym mit Vermögen und 
in diesem Sinne auch in die streng juristischen Schriften 
aufgenommen, während im Deutschen blos der vulgäre 
Sprachgebrauch den Ausdruck „das Eigenthum" häufig für 
Vermögen zulässt. Wie sehr unbegründet also die Abnei-
guug der Gesetzgebungen gegen den Gebrauch des Aus­
drucks im letzteren Sinne ist, sehen wir darin, dass sie 
den Geist der Sprache dadurch verkennet, — im Geiste 
derselben liegt es nämlich, das Wort „eigen" im Sinne des 
Possessiven zu gebrauchen. 

Abgesehen nun von diesem Sprachgebrauche und dem 
Belieben im Ausdruck: „das ausschliessliche Recht zur Ver­
fielfältigung" lässt sich nun wirklich die Frage stellen: ob 
das bezügliche Recht unter den rein römischen Begriff des 

*) Artikel I. und III. 
**) Simon und v. Strampff, Rechtssprüche IV. S. 239, (nach 

Kaiser, die preussischc Gesetzgebung in Bezug auf Urheberrecht, Buch­
handel und Presse. Berlin, 18G2.) 

I* 
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Eigenthums subsumirbar sei und haben wir daher zu un­
tersuchen, ob sich der römische Eigenthumsbegriff, ohne seine 
Natur zu verlieren, so erweitern lasse, dass er fähig wird, 
dieses Recht an geistigen Erzeugnissen in sich einzuschliessen. 

Dies lässt sich nicht anders ausführen, als dnrch eine 
Analyse des Inhalts des streng römischen Eigenthums­
begriffes selbst . Dieser Begriff ist nun herkömmlicher 
Weise nur der des Rechts zur vollen und ausschliesslichen 
Herrschaft über eine Sache. 6) 7) Es drängt sich nun für 
unseren Fall von selbst die Vorstellung auf, ob nicht viel­
leicht das Manuscript die Sache sei, an der man sich das 
Recht denken könnte. Wenn wir das annehmen, so finden wir, 
dass hier das Recht sich auf das Recht am Papier und dem ihm 
anhaftenden Abdruck beschränkt und damit aber selbstver­
ständlich das Recht der Veräusserung verknüpft sein muss. 

Der Veräusserungsvertrag lässt sich aus dieser Art 
Eigenthum rechtfertigen, und der Erwerber hat dann die­
selben Rechte am erworbenen Manuscript oder Exemplare, 
die der frühere Eigenthümer hatte. Allein, da auf die 
ökonomische Seite der Frage von der Gesetzgebung nicht 
geachtet wird und die Frage, warum ein geistiges Erzeug-
niss einen gewissen Preis hat, oder überhaupt Absatz fin­
det, nicht in Anschlag kommt, hat der Käufer, aus dem 
fraglichen Gesichtspunkte betrachtet, auch nicht das Recht 
der Forderung der Ausschliessung von der Verfielfältigung. 
Der Verkauf des Manuscripts kann jeder Zeit in zwei 
Exemplaren an eine oder zwei Personen geschehen und 
trägt den Charakter des Verkaufs zweier beliebiger andrer 
Gegenstände. Jeder einzelne Käufer wird dann das volle 
ausschliessliche Eigenthumsrecht an jedem einzelnen Ma-
nuscripte (dessen äusserer Form, dem Dinge) übertragen. 
Es entsteht also die Frage, was ist das Recht an jedem 

6 ') Kel ler , Pandecten II. Th. I. Cap. S. 112. I. 



5 

einzelnen Exemplare des Manuskripts? Ist das Recht gleich-
werthig mit dem Rechte an jedem neuen Manuskripte des­
selben Inhaltes? 

Nach Römischen Begriffen ist dies Sache des Verkehrs 
und der Eigenthumsbegriff abstrahirt von dieser Seite völlig, 
indem er nur hervorhebt, dass das Recht von einem ein­
zigen Exemplare dasselbe ist, wie an einem unter Hun­
derten. Das Eigenthum bezieht sich also auf die Sache als 
solche und nimmt keine Rücksicht auf die produktive Kraft, 
durch die sie hervorgebracht ist; daher auch nicht auf den 
wirtschaftlichen Werth, den ein Manuskript durch Verviel­
fältigung oder Hinderung der Vervielfältigung erlangt. Wir 
sehen, dass auf diesem Wege das Recht an literarischen 
Erzeugnissen aus dem römischen Eigenthumsbcgriff sich 
nicht ableiten lässt. Es folgt aus dem Ergebniss, welches 
sich au den Verkauf des Manuskripts knüpft, nichts der 
Uebertragung des Urheberrechts Aehnliches. 

Da wir uns jedoch die Frage gestellt haben, ob sich 
nicht dennoch diese Formel des römischen Eigenthumsrechts 
so umarbeiten und der Begriff des römischen Eigenthuuis 
dennoch so gestalten Hesse, ohne seine Natur zu verlieren, 
dass das geistige Eigenthum unter ihn subsumirbar wäre, 
sind wir gezwungen, auf die weitere Frage einzugehen, 
was das Wesen des Rechts an körperlichen Sachen 
im römischen Recht ist und ob sich nicht dieser Begriff 
der körperlichen Sache als unwesentlich und zufällig eli-
miniren lasse. 

Das römische Recht haftet an einem bestimmten Inhalte 
des Eigenthums und die römischen Juristen bestehen daher 
nicht ohne Anschein von guten Gründen auf der strengen 
Festhaltung eines materiellen Objekts als Gegenstandes 
jeder Art von Eigenthum. Was sie dagegen weniger zu 
untersuchen pflegen, ist das Wesen des Rechtes selbst, ab­
gesehen von seinem Gegenstande. Man beschreibt die volle 
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und ausschliesliche Herrschaft über die Sache, man erläu­
tert den thatsächlichen Inhalt und, so zu sagen, die Seiten 
des faktischen Besitzes; dagegen unterlässt man, das Recht 
zu dieser Herrschaft, deren Inhalt man auseinandersetzt, 
näher zu charakterisiren oder zu analysiren. Es gewinnt 
den Anschein, als verstehe es sich von selbst, dass, wenn 
uns der Besitz begreiflich sei, auch das Recht dazu vor­
handen sein müsse. Man hält dieses Recht für nachgewiesen 
und seinem Wesen nach abgethan, wenn man es überhaupt 
als Recht bezeichnet hat. Das Eigeuthum hat mithin zwei 
Seiten. Von der einen Seite hat es eine nothwendige fak­
tische Form, den vollen und ausschliesslichen Besitz der 
körperlichen Sache; von der andern Seite wurzelt es im 
Begriffe des Rechts überhaupt, und hier ist es, wo wir die 
Beantwortung unserer Frage zu suchen haben. Was ist — 
so formuliren wir den Gegenstand unsrer Ueberlegung — 
was ist in der Denifinition des Eigenthuras die Bedeutung 
des Wortes: Recht? Das Verhältniss zur Sache, bloss als 
Faktum gedacht, ist vollkommen klar; aber das Rechtsver-
hälniss, welches im Eigenthumsbegriff gedacht wird, ist bis 
jetzt noch unter keine andere Kategorie gebracht worden 
als unter die Abstraktion des jus in re überhaupt. 

Es scheint fast, als wenn die Juristen, durch die Ge­
wohnheit des bloss positivistischen Denkens verleitet, im 
Eigenthum stets nur die Beziehung des Eigenthümers zur 
Sache, d. h. das unmittelbare Verhältniss der Person zur 
Sache in Gedanken hätten. Das Eigenthum tritt als Faktum 
auf, es wird als unmittelbare Beziehung der Person auf die 
Sache vorgestellt, und scheint hiernach keiner weiteren Er­
klärung als derjenigen durch den blossen Hinweis auf sein 
Dasein zu bedürfen. Allein grade dieser Gedanke der un­
mittelbaren Beziehung der Person auf die Sache ist der 
Grund der unvollkommenen Rechenschaft über das Wesen 
des Rechtlichen im Eigenthum. 



Durch blosse Betrachtung oder Zergliederung dieser 
Vorstellung von einem unmittelbaren Verhältniss der Person 
zur Sache ist nie zu einem Rechte des Eigenthums zu ge­
langen. Dieses unmittelbare Verhältniss kann seiner Natur 
nach nur ein faktisches sein und an sich selbst nicht das 
geringste Element enthalten, welches uns zu einem wirk­
lichen Rechtsbegriff hinleitete. — 

Der Mensch kann in Rechtsverhältnissen nur insofern 
stehen, als er zu Seinesgleichen in Beziehung tritt. Da^ 
gegen ist er der blossen Sache gegenüber nur in einem 
Gewaltverhältniss, er übt ihr gegenüber nur eine Herrschaft 
aus, und diese Herrchaft mag nun beschaffen sein, wie sie 
wolle, so ist sie um deswillen noch kein Recht, d. h. sie 
bleibt gegen den Unterschied von Recht und Unrecht in­
different. Von einem Rechte können wir erst anfangen zu 
reden, indem wir die unmittelbare Beziehung zur Sache als 
ein blosses Machtverhältniss betrachten und uns nach un­
mittelbaren Beziehungen zur Sache, d. h. nach einer solchen 
Beziehung, welche auf einem Verhältniss von Mensch zu 
Mensch beruht, umsehen. 

Rechte giebt es erst, insofern ein Machtverhältniss zur 
Sache auch zugleich ein soziales, d. h. zwischen Mensch und 
Mensch statthabendes Verhältniss ist. Ein Mensch, der auf 
der Erde einzig und allein wäre, würde zur Sachenwelt in 
Macht- und Herrschaftsverhältnissen, aber nicht in Rechts­
verhältnissen stehen. Hiernach müssen wir nicht nur den 
Grund für das Recht, welches man Eigenthum nennt, son­
dern auch die Denkform für dieses Recht in der Beziehung 
von Mensch zu Mensch suchen. 8) 

Die Grundangabe könnte von der positiven Jurispru­
denz abgewiesen und an die Rechtsphilosophie verwiesen 
werden. Allein die Angabe einer Denkform für den recht-

8) Kant, Metaph. Anfangsgründe der Rechtslehre. Königsberg, 1798. 
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liehen Gehalt desjenigen Rechtes, welches man Eigenthum 
nennt, kommt ihr zu und kann nicht auf andere Disziplinen 
abgewälzt werden. Die juristische Auffassung bleibt un­
vollkommen, so lange diese üenkform fehlt. Die Wurzel 
aller erdenklichen Rechte ist in der gegenseitigen Abschlies-
ung der Thätigkeitssphären der Menschen zu suchen. Die 
Kant'sche Vorstellungsart fl), dass das Recht ein Inbegriff 
von Bestimmungen sei, durch welche das verletzende Ein­
greifen in die fremde Freiheit verhindert werde, ist, obwohl 
nur formal, dennoch zunächst und für unsern Zweck aus­
reichend. Die gegenseitige Abschliessung der individuellen 
Thätigkeitssphären ist der Grund aller Ausschliesslichkeiten 
in der Beherrschung der Sachenwelt. Zwei Menschen stehen 
der Sache gegenüber und es ist in Bezug auf die Sache 
erst insofern ein Recht vorhanden, als die Preiheit in der 
Beherrschung, die von dem Einen oder dem Andern aus­
geübt wird, von dem andern Theile respektirt werden muss. 1 0) 
Das Eigenthum als Recht gedacht, ist also kein unmittel­
bares Verhältniss zur Sache, sondern im Gegentheil ein 
durch die Beziehung der Person zur Person vermitteltes 
Verhältniss zur Sache. Das persönliche Verhältniss, so 
gleichgültig es auch anscheinend werden möge, ist grade 
dasjenige, welches der blossen Thatsache den Stempel des 
Rechts aufdrückt und eine Unterscheidung von Macht und 
Recht ermöglicht. 

Wenn wir in der Ableitung des Eigenthumsrechts von 
den gegenseitigen Verhältnissen der Menschen und ihrer 
Freiheitssphären ausgehen, so könnte dies den Schein mit 
sich bringen, als wollten wir das Eigenthum auf den Ver­
trag oder überhaupt auf eine Uebereinkunft gründen. Die­
ser Schein könnte noch dadurch verstärkt werden, dass un-

9) Kant, Uber die Einleitung §. XXXIII. 
1") Dühring, Capital u. Arbeit §. 18. 
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willkürlich an den Zweck unsrer ganzen Entwicklung, näm­
lich an die Begründung des geistigen Eigenthums gedacht 
und etwa angenommen würde, wir hätten die Absicht, das 
Autorrecht etwa gar auf den Verlags-Vertrag oder irgend 
eine andere, vielleicht fingirte Konvention zu knüpfen. Dies 
ist aber so wenig der Fall, dass wir im Gegentheil alle 
Ilerleitung aus der Konvention, wie sie namentlich im 18. 
Jahrhundert Sitte war,*) von vorn herein als ungenügend 
und oberflächlich zurückweisen. Gerade aber um der Un-
tei'schiedenheit dieses Gesichtspunktes willen müssen wir 
die auseinandergehenden Gebilde des Eigenthumsrechts und 
eines bloss obligatorischen Rechts ein wenig chavaktcrisiren. 

Die Juristen könnten den Einwurf machen, dass, wenn 
man das Eigenthumsrecht als ein durch die Beziehuug der 
Person zur Person vermitteltes Gebilde vorstellt, man hier­
mit eineu Inbegriff von Verbindlichketten zur Grundlage 
desselben macht und auf diese Weise das Sachen- [die 
Theorie der jura in re] dem Obligationcnrecht unterrord-
net. Unsere Antwort, kann man uns einwenden, ist die 
Hinweisung auf Verbindlichkeiten, d. h. Obligationen, welche 
die Menschen gegen einander haben sollen und aus denen 
wir dann erst das Rechtsinstitut des Eigenthums entspringen 
lassen. Allerdings behauptet unsere Entwickelung, dass 
ein gewisser Inbegriff von Verbindlichkeiten der Grund der 
Möglichkeit eines Eigenthumsrechts sei. Allein diese Ver­
bindlichkeiten sind weder auf wirkliche noch auf fingirte 
Vereinbarungen zurückgeführt. Der Inbegriff wird als eine 
aus dem Wesen der menschlichen Natur rliessende Noth-

^ wendigkeit angesehen. Die Freiheit des Einzelnen könnte 
— um wieder in dem auch von Hege l aufgenommenen 
Grundgedanken Kant 's zu verweilen — gar nicht unver­
letzt bestehen, wenn sie nicht in der unabhängigen und 

*) Hugo Grotius , Rousseau. Anschauungsweise der Encyc lo -
pädisten. 
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ausschliesslichen Gestaltung ihres Rechtsverhältnisses zur 
Sache eine geordnete Grundlage ihrer Bewegung fände. 
Ganz richtig bezeichnet Hegel die Existenz des Eigen-
thums-Instituts als das erste Dasein der Freiheit, u ) 1 2 ) was 
allerdings nicht im geringsten mehr besagt, als die Kant-
sche Vorstellungsart bereits enthält. Wollte man Bilder 
gebrauchen, so könnte man sagen, dass das Eigenthums­
recht eine Art von neutralem Niederschlag der allgemeinen 
Freiheitsbeziehungen der Menschen sei. Jedenfalls ist das 
Ergebniss der gegenseitigen Verbindlichkeit einander in der 
Herrschaft nicht zu verletzen, selbst nicht mehr unter der 
Form einer einzelnen Obligation, sondern als ein Inbegriff 
einer unendlichen Möglichkeit von Obliegenheiten zu denken. 
Diese Obliegenheiten haben ausserdem noch die wichtige 
Eigenthümlichkeit, dass sie gänzlich negativ sind, 1 S ) 1 4 ) d. h. 
bloss auf die Enthaltung von positiven Eingriffen abzielen. 
Das allgemein umfassende. Recht, welches das Korrelat die­
ser Enthaltungs-Verbindlichkeiten ist, hat daher keineswegs 
die Form eines aus einem Vertrage oder auch nur gleich­
sam (quasi) Vertrage abgeleiteten Anrechts. Im Gegentheil 
ist in ihm die unendlich verzweigte persönliche Beziehung 
— des Einen und aller Anderen — so zu sagen indifferen-
zirt und daher kommt es denn auch, dass man an dieses 
gegenseitige Verhältniss regelmässig fast gar nicht denkt. 
Dennoch beruht aber das Recht, welches im Eigenthums­
institut gedacht wird, gänzlich auf jener vorher erläuterten 
solidarischen Verbindlichkeit aller Gesellschaftsglieder, sich 
von Eingriffen in die Thätigkeitssphäre des Einzelnen zu 

u ) H e g e l , Grundlinien der Philosophie des Rechts. Berlin 1821 
(Werke, Berlin 1833, Band III) 

1 2 ) Roscher, System der Volkswirthschaftslehre. 4. Aufl. 1861. 
1 3 ) Schopenhauer, Parerga und Paralipomena. 2. Auflage. 1862. 

II. Bd. S. 15. f. 
D ü h r i n g , Werth des Lebens 1865. 
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enthalten und einander so das erste gleichsam grundlegende 
Dasein der individuell abhängigen Bewegung zu garautiren. 

Man hat das Obligationenrecht das mittelbare Sachen 
recht genannt,*) um zu bezeichnen, dass in jedem obliga­
torischen Verhältniss die Beziehung der Person auf die 
Sache durch eine zweite Person vermittelt gedacht wird. 
Diese Vermittlung ist, wenn es sich um Verträge handelt, 
offenbar positiv und daher von ganz anderer Natur, als in 
Rücksicht auf das Eigenthum. 

Wir sind daher berechtigt, alles und jedes Recht als 
durch persönliche Vermittlung vorstellbar vorauszusetzen 
und der Unterschied des Obligationen- und Sachenrechts 
bezieht sich auf den ganz verschiedeneu Inhalt beider Gat­
tungen von Rechten. 

Im Falle des Sachenrechts und speziell des Eigcnthumes 
ist der Inhalt die unmittelbare Herrschaft über die Sache, 
und die Vermittelung bezieht sich nur auf die theoretische 
Erklärung des rechtlichen Charakters dieser Herrschaft; im 
Falle des obligatorischen Anspruchs ist aber der Gegen­
stand nicht die Herrschaft über eine Sache, sondern eine 
persönliche Leistung, die von Existenz oder Nichtexistenz 
einer speziellen Sache ganz unabhängig gedacht wird. Aus 
solcher Art von obligatorischen Ansprüchen leiten wir aber 
das Eigenthum durchaus nicht ab und es könnte daher die 
Einwendung, die gegen unsere Deduktion des Iügenthums-
begriffes etwa Platz griffe, nur aus einer Verwechselung 
der Obligation mit der allgemeinen Idee der Rechtspflicht 
herrorgegangen sein. 

^ Um eine Analogie zwischen dem materiellen und geisti­
gen Eigenthum zu gewinnen, müssen wir nun zusehen, ob 
nicht vielleicht in ' beiden Arten ausschliesslicher Rechte 
etwas Gemeinsames und, so zu sagen, ein und derselbe 

*) Kel ler , Encyclopädie der Rechts-Wissensch. Einleitung. 
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Exponent anzutreffen sei. Ueber die Auffassung des Eigen­
tums als eines unmittelbaren und unvermittelten Ver­
hältnisses der Person zur Sache sind wir hinaus. Es giebt 
in einer solchen Beziehung der Person auf die Sache eben 
nur einen faktischen p]xponenten, aber niemals anders, 
als durch den Gedanken persönlicher Vermittlung einen 
rechtlichen. Indem wir die rohe Auffassung, welche ohne 
weiteres von der isolirten Person zur Sache hin ein Recht 
statuiren will, beseitigt haben, haben wir auch das Haupt-
hinderniss der Annäherung der Theorie des geistigen und 
derjenigen des materiellen Eigenthums weggeräumt. Der 
Ursprung des materiellen Eigenthumsrechts liegt in der 
solidarischen Pflicht der Enthaltung von Verletzungen und 
Störungen. Dieser selbe Ursprung kann nun auch für das 
geistige Eigenthum geltend gemacht werden, und zwar werden 
die Denkformen oder Kategorien, nach denen wir beide Rechte 
aufzufassen haben, in so weit analog ausfallen, als es nur 
überhaupt die Verschiedenheit der Gegenstände dieser 
Rechte zulässt. Auch das geistige Eigenthum wird nicht 
als ein Recht auf eine Leistung, sondern als ein Recht an 
"einem gleichsam ruhend vorhandenen Gegenstande betrach­
tet werden können. Doch handelt es sich zunächst um die 
Ableitung selbst und hier ist die Enthaltung von der Ver­
letzung die einzige Grundlage, auf welcher wir uns die Ent­
wicklung des geistigen Eigenthums vorstellen können. Ob 
der Gegenstand, über den eine Herrschaft ausgeübt werden 
soll, materiell und unmittelbar greifbar sei, oder eine mehr 
ideale Existenz habe, ist für den Kern der Frage gleich-
giltig. Gesteht man uns überhaupt nur zu, dass unab­
hängig von zeitweiliger Willkür eine allgemeine Pflicht 
vorausgesetzt werden könne, sich des Angriffs auf den idea­
len Gegenstand der fremden Herrschaft zu enthalten, so 
ist das Institut des geistigen Eigenthums begründet; in 
Bezug auf diese negative Pflicht können wir uns aber auf 
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keine weitere Instanz berufen, als auf das allgemeine Ver­
mögen, Verletzungen als solche zu empfinden, und zu er­
kennen. Wo der Verkehr nicht selbst dieses Urtheil über 
den verletzenden Charakter eines ökonomischen Eingriffs in 
die Verwerthung der geistigen Erzeugnisse signalisirt hat, 
da ist freilich jede Appellation an das Rechtsgefühl oder 
dessen verstandesmässig ausgebildete Form des Rechtsbe-
wusstseins vergebens. Es giebt gewisse Axiomen, die eben 
nicht weiter abgeleitet werden können, und für das Gebiet 
von Moral und Recht muss man einfache Unterscheidungs­
fälle zwischen Recht und Unrecht geradezu postuliren. 

Keine Wissenschaft ist im Stande denjenigen, welcher 
behauptet, dass z. B. der Nachdruck nicht als ökonomische 
Verletzung und als ein feindlicher Eingriff in die Herrschafts­
sphäre der benachtheiligten Individuen empfunden werde, 
eines besseren zu belehren. Es hat aber mit dieser Wider­
spenstigkeit gegen die Anerkennung der obersten Prinzi­
pien gute Wege. Keine Wissenschaft ist im Stande den­
jenigen, welcher zu behaupten beliebt, dass der Schmerz 
nicht als etwas Störendes empfunden werde, eines besseren 
zu belehren. Aber glücklicherweise ist die Unterscheidungs­
fähigkeit für den Gegensatz des Schmerzes und der Lust 
eine allgemeine Mitgift der menschlichen Natur. In ähn­
licher Weise ist es nun auch das Unterscheidungsvermögen 
in Rücksicht auf die einfachsten axiomatischen nicht mehr 
zerlegbaren Beziehungen von Recht und Unrecht, Verletzung 
und NichtVerletzung, feindlicher Beeinträchtigungen und 
gleichgiltigen Verhaltens. l 5) Was also die oberste Ableitung 
aus dem Begriffe des Rechtes überhaupt anbetrifft, so ist 
für das geistige Eigenthum von vorn herein gar keine 
Schwierigkeit vorhanden. Es hat genau dieselbe Grund­
lage, wie das materielle Eigenthum, es beruht auf der Ab-

!5) Montesquien, Bentham etc., ihr Irrthum. 
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grenzung der Herrschaftssphären, es ist eine Garantie des 
Zusammenbestehens der individuellen Freiheiten. Sein Ge­
gensatz ist das Regime des Raubes, mit welchem eben eine 
gegenseitige Ordnung der individuellen Herrschaftsausdeh-
nung gar nicht verträglich ist und welches, wenn es nach 
Anleitung Kant's als allgemeine Regel gedacht wird, ge­
radezu zum Chaos oder wenigstens zur Austilgung eines 
ganzen Gebietes der Herrschafts- und Machtbegründung 
führen müsste, wenn nicht diese Austilgung selbst in völli­
ger Strenge unausführbar wäre. 

Wir denken uns die einzelne Person zuerst gegenüber 
dem Objekt eines geistigen Eigenthums, ohne hiermit bereits 
den Begriff als gerechtfertigt vorauszusetzen. Wir verfah­
ren also genau, wie in Hinsicht auf das materielle Eigen­
thum. Der Gegenstand wird ein geistiges Erzeugniss, die 
eigentliche Sphäre der Herrschaftsübung aber, so paradox 
es klingen mag, das Publikum sein. Der Gegenstand der 
Macht (denn von Recht wollen wir vorläufig noch nicht 
reden) mag gedacht werden, wie er wolle, so kann doch 
nie aus einer unmittelbaren Beziehung der Person zu ihm 
ein eigentliches Recht abgeleitet werden. 

Wir treffen hier auf dieselbe Unmöglichkeit, die wir 
schon früher in Rücksicht auf das materielle Eigenthum 
erörtert haben. Wer glaubt, dass er aus einer Beziehung 
der Person auf das Manuskript oder auf dessen Gedanken­
inhalt, d. h. überhaupt aus der vielleicht ganz zufälligen 
thatsächlichen Herrschaft über den geistigen Inhalt ein Recht 
zu dieser Herrschaft ableiten könne, begeht denselben Irr­
thum, welchen wir schon früher in dem einfachen Verhält­
niss der Person zur Sache, wie es sich im materiellen Be­
sitz vorfindet, gekennzeichnet haben. An die eigenthüm-
liche Beziehung des wirklichen Urhebers zum Erzeugniss 
haben wir hier gewöhnlich gar nicht zu denken, wie wir 
ja auch in Sachen des materiellen Eigenthums derartige 
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besondere Umstände als gänzlich gleichgiltig voraussetzen. 
Der Besitz an geistigen Erzeugnissen, also das Machtver­
hältniss ist die nächste einfache Vorstellung, die wir zu be­
trachten haben. Wenn ein solcher Besitz denkbar ist, so 
wird es auch nicht schwer sein, zu der Form seines Da­
seins das berechtigende Moment aufzufinden, welches dem 
blossen Machtverhältniss den Charakter eines Rechtsver­
hältnisses ertheilt. Die Begründung der Analogie eines 
Instituts des geistigen Eigenthums mit demjenigen des ma­
teriellen Eigenthums setzt also voraus, dass wir die Form 
für die unmittelbare Herrschaft in dieser neuen Sphäre der 
Herrschaftsübung ebenfalls analog bestimmt haben. 

Unsere Vorfrage wird also die nach der Form des 
geistigen Besitzes sein. Es scheint nun, als wenn dieser 
Besitz nicht leicht statt haben könnte, da das Objekt des­
selben, nämlich eine individuelle und der Vervielfältigung 
fähige Form irgend eines geistigen Inhaltes sehr leicht ent­
wendbar ist. Der Grundbesitz oder der Besitz an einer 
beweglichen Sache kann verhältnissmässig leiehter behaup­
tet werden; aber die spezielle Form, welche ja gerade den 
Gegenstand des geistigen Besitzes bildet, muss, um ökono­
misch fruchtbar werden zu können, in der Vervielfältigung 
jedesmal ganz mitgetheilt werden. In der Ausnutzung eines 
Grundstücks gebe ich nur gewisse Erzeugnisse fort und 
bleibe Besitzer der Substanz; ich löse nur einzelne Theile 
ab, die immer wieder reproduzirt werden. In der Aus­
nutzung d,r individuellen Form eines geistigen Inhaltes 
kann ich aber nichts ablösen, sondern muss eben die Form 
selbst in ihrer Integrität Preis geben. Jedermann wird 
daher in den Stand gesetzt, ganz wie ich, Vervielfältigungen 
dieser Form zu veranstalten, und ein ausschliessliches Ver­
mögen der Vervielfältigung ist hier nicht so leicht zu wah­
ren, wie in der Verteidigung der körperlichen Sache. 
Dennoch ist der Besitz im Allgemeinen auch auf dem 
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geistigen Gebiete von derselben Natur. Wäre es mir phy­
sisch möglich, jeden Inhaber eines Exemplars durch Ge­
walt an der Vervielfältigung zu hindern, so würde diese 
Art der Vertheidigung meiner Herrschaft wesentlich gar 
keine andere Bedeutung haben, als die Vertreibung Jeman­
des, der auf meinen Grundbesitz einen Angriff macht. Im 
letzteren Falle sind Bereitschaft und Mittel der Zurück­
weisung der feindlichen Verletzung, d. h. der Störung des 
eigenen Genusses und der eigenen Ausnutzung sehr leicht. 
Im Falle des geistigen Besitzes ist nicht das Wesen der 
Sache, sondern nur die Möglichkeit der Aufrechterhaltung 
der eignen Herrschaft anders geartet. Erlauben wir uns 
zur Erläuterung eine Fiktion, die freilich von den Be­
dingungen der Wirklichkeit abweichen muss. 

Gesetzt, die Zustände, in denen das geistige Eigenthum 
eine Rolle zu spielen anfängt, wären nicht regelmässig so 
civilisirt, als sie es zufolge der vorangegangenen geistigen 
Entwicklung sein müssen, und es herrschte daher noch ein 
wenig das Regime der Selbsthülfe, so würde' die dann Platz 
greifende Art, den geistigen Besitz und die Herrschaft be­
züglich der ausschliesslichen Vervielfältigung zu vertheidi-
gen, recht verständlich werden. Sie würde selbst diejeni­
gen, welche das absolute Rechtsprinzip im geistigen Eigen­
thum leugnen, sehr nachdrücklich eines Besseren belehren. 
Die Beinträchtigten würden ganz einfach alle ihnen zu Ge­
bote stehenden Mittel anwenden, um die usurpirte Rolle 
des Vervielfältigers die ihnen zugehörigen Erzeugnisse auch 
ihrerseits zu stören. Auf die Störung würde eine Gegen­
störung, auf die feindliche Verletzung eine Gegenverletzung 
folgen. Es würde sich eine Art Krieg entspinnen, in wel­
chem irgend eine Macht die Oberhand behalten müsste. 
Gleichviel nun, ob der Kampf zu Gunsten des Rechts oder 
Unrechts, von dem wir hier noch ganz absehen, ausfallen 
möchte, stets würde sich eine irgend befestigte Ordnung 
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herstellen. Die ohnmächtigen Versuche würden niederge­
schlagen werden; es würde sich ein Besitzstand für die 
Erzeugnisse des geistigen Eigentums bilden; d. h. es wür­
den sich Einzelne in der Anerkennung und faktischen Ach­
tung ihrer ausschliesslichen Vervielfältigung behaupten; 
indem jedem entgegenstehenden Versuche Zerstörung und 
Strafe drohte. Ganz natürlicher Weise würde eine solche 
ausschliessliche Herrschaft nur in einem gewissen geogra­
phischen Umkreise behauptet werden können, wenigstens, 
wenn man an die Schranken der individuellen Mittel denkt, 
und die politischen Massregeln ausser Betracht lässt. Der 
eigenthümliche Unterschied des intellektuellen und des ma­
teriellen Besitzes zeigt sich eben hierin, dass sich die Herr­
schaft für den Einen in einer ganz beschränkten Oertlich-
keit konzentriren lässt, für den Andern aber ihrer Natur 
nach sporadisch ausfallen muss. Die Hauptsache bleibt aber, 
dass der natürliche Gang der Dinge zu irgend einer ta t ­
sächlichen Ordnung des Besiszstandes an den intellektuellen 
Erzeugnissen hintreibt. Es ist ebensowenig möglich, die 
Bildung eines solchen literarischen Besitzstandes zu hin­
dern, als etwa diejenige des gewöhnlichen Eigentums. Der 
einzige Umstand, welcher die Bestrebungen in einer Herr­
schaftssphäre der nicht materiellen Art schwieriger macht, 
ist die Notwendigkeit, anstatt der Selbsthülfe die Vermitte-
lung der polizeilichen und politischen Gewalten in Anspruch 
zu nehmen. Das materielle Eigenthum, oder vielmehr der 
materielle Besitzstand ist, wie alles Recht, auf der Grund­
lage der zunächst individuellen oder doch nur in kleineren 
Gemeinschaften geübten Selbsthülfe erwachsen. Was nun 
aber die Begründung einer ausschliesslichen Herrschaft be­
züglich der Vervielfältigung literarischer Erzeugnisse be­
trifft, so geht auch hier die Bildung eines Besitzstandes 
und eines Rechts von den interessirten Theilen selbststän­
dig aus. Allein das ganze Bestreben der Interessenten 

2 
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muss sich darauf beschränken, zunächst die thatsächliche 
Ausschliesslichkeit durch die Erwirkung von Privilegien 
oder Monopolen zu begründen. 1 G) 1 7) 1 8) Die Monopole sind 
in dieser Richtung am Orte. Sie sind in diesem Falle ge­
rade die Vermittler des Rechts und der Ordnung. Sie sind 
die Form der Selbsthülfe, die wir in unsrer Fiktion unab­
hängig von den Zuständen _der Civilisation betrachtet ha­
ben. Anstatt sich selbst so viel als möglich durch vergel­
tende Akte vor Verletzung zu sichern, verschafft man sich 
die Hülfe der öffentlichen Gewalt, d. h. zunächst das Ver­
sprechen dieser Hülfe. Das Monopol ist daher nur die 
rechtliche Anerkennung eines schon vor ihm bestehenden 
natürlichen Rechts, und wenn wir hier noch von dem Rechte 
absehen, so ist es die abgedrungene Sanktion eines Herr­
schaftszustandes und Besitzes, der sich unter Voraussetzung 
der Nicht-Existenz des Staates und einer bloss gesellschaft­
lichen Gewalt ganz von selbst begründen würde. 

Der Begriff eines Besitzes im Gebiete der Herrschaft 
über die Verwerthung geistiger Erzeugnisse ist nach dem 
Vorangehenden nicht so prekär, als er auf den ersten Blick 
erschienen sein mag. Es ist wenigstens so viel deutlich 
geworden, dass irgend eine Begrenzung der Herrschafts­
sphären auch im Gebiete ökonomischer Ausnutzung geisti­
ger Thätigkeit unvermeidlich ist. Diese Begrenzung mag 
zunächst sehr unvollkommen ausfallen; allein, wenn die 
Durchführung eines strengen Eigenthumsbegriffes auf dem 
materiellen Gebiete durch Jahrtausende reicht, so mag die 
subtilere Gestaltung eines Institutes des geistigen Besitzes 
und geistigen Eigenthums immerhin eine lange Entwicke-
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lungsperiode in Anspruch nehmen. Jedenfalls stehen wir, 
wie dies ganz natürlich ist, bezüglich einer Ordnung des 
intellektuellen Besitzes noch im Anfange.19) Wir haben 
noch ein Stück Chaos vor uns, welches um so chaotischer 
erscheinen muss, als in ihm die rohe Gravitation der Kräfte 
nicht in Form der Selbsthülfe irgend eine Ordnung bilden 
kann, vielmehr der unberechtigte Besitz den Schutz der 
civilisirten, die Selbsthülfe grundsätzlich ausschliessendcn, 
Ordnung geniesst. 

Inwiefern sich in dem hier fraglichen Gebiete ein Be­
sitz denken lässt, ist gezeigt. Inwiefern dieser Besitz als 
ein Recht gedacht werden kann, ist schon früher im wesent­
lichen entwickelt. Wir haben das Objekt der Herrschaft 
ziemlich genau bestimmt; es ist die individuelle Form eines 
geistigen Erzeugnisses. Die Art der Herrschaft über das­
selbe ist die ökonomische Verwerthung der Vervielfältigung 
dieser Form. Wir haben also alle Bestandteile des gan­
zen Rechtsverhältnisses bestimmt, und wenn sich an den 
Begriff der individuellen Formgebung noch eine gewisse 
Unbestimmtheit und ein weiterer Spielraum knüpft, so ist 
dies ganz in der Ordnung. 

Setzen wir vorläufig stillschweigend voraus, dass die 
Individualität der Formgebung in ihrer äussersten Bestimmt­
heit verstanden werde, so dass also ein Buch nur insofern 
als Objekt des intellektuellen Eigenthums gilt, als es eben 
diese und keine andere Stylistik vertritt. Bei einer solchen 
Annahme bleibt nichts Zweideutiges, Alles ist bestimmt, 
Der spezielle Gedankenausdruck als solcher in seiner letz­
ten Formgebung ist dann Gegenstand der Vertheid igung 
oder des staatlichen Schutzes. Der Nachdruck — um uns 
hier auf das eigentliche literarische Eigenthum zu beschrän­
ken — erscheint dann als die eigentliche Form der Ver-

19) Hege l , Grundlinien etc. S. 21. 

2* 
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letzung. Ihm reiht sich die Uebersetzung an, welche ja die 
Form der Abfassung bestehen lässt, aber allerdings nicht 
mehr als reine mechanische Vervielfältigung gelten kann. 
Doch wir haben hier noch immer von diesen Unterschieden 
abzusehen; genug, dass wir ein Objekt und eine Form der 
Herrschaft kennen und dass wir um die Begründung des I 
recht l ichen nicht in Verlegenheit sind, da der ganze 
Rechtsbegriff auf dem Begriff der feindlichen Beeinträchti­
gung beruht. Kehren wir nun wieder zu der Analogie mit 
dem materiellen Eigenthum zurück und bestimmen wir nun 
die Ähnlichkeit der Denkformen, unter welchen beide 
Rechte gedacht werden. 

Beide haben zu ihrem Gegenstande so zu sagen etwas 
Substanzartiges; d. h. ein dauerndes beharrendes Objekt, 
welches nicht mit dem Gegenstande einer Obligation ver­
wechselt, d. h. nicht als Leistung gedacht werden kann. 
Beide beruhen in der Nothwendigkeit der Annahme eines 
Etwas, welches als unmittelbarer Herrschaftsgegenstand, 
als Quelle der Ausnutzung, als Objekt des Besitzes gedacht 
werden muss. Hiernach lässt sich das Autorrecht als ein 
Verhältniss zu einem bestimmten formalen Produkt geisti­
ger Arbeit definiren. Dieses Verhältniss ist an sich selbst 
eben so wenig ein Rechtsverhältniss als etwa die Herrschaft 
über ein Grundstück, sondern es ist nur eine Beziehung 
auf eine mögl iche Verletzung. 

Denjenigen, welche die Kategorieen des römischen 
Rechts durchforscht haben und zu dem Ergebniss gelangt 
sind, dass sich das geistige Eigenthum nicht als eigent- j 
liches Eigenthum begreifen lasse, haben wir so viel einge­
räumt, dass ohne weitere Vorbereitung der spezielle Eigen- • 
thumsbegriff allerdings nicht zutreffe. Es hat sich aber 
auch an unserer Untersuchung gezeigt, dass der römische 
Begriff selbst, wenn er als Recht begriffen werden soll, 
einer Ableitung bedürfe. Diese Ableitung hat uns nun den 
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gemeinsamen Ursprung beider Formen des Eigenthums ent­
hüllt und so auf einen Standpunkt geführt, von welchem 
die Enge des römishhen Eigenthumsbegriffes nicht mehr 
massgebend sein kann. 

Wir haben eine Klasse von Rechten kennen gelernt, 
deren Merkmal es ist, zu ihrem Gegenstande etwas Sach­
liches, d. h. ein dauerndes Substrat zu haben, welches mit 
einer obligatorischen Leistung gar nicht verwechselt werden 
kann. Zu diesem Merkmale tritt dann noch als blosse Kon­
sequenz eine zweite Eigenschaft hinzu, nämlich die unmittel­
bare Beziehung auf das sachliche Objekt, Volle ausschliess­
liche und unmittelbare Herrschaft über einen sachlichen 
Gegenstand — das sind die Charaktere eines allgemeinen 
Eigenthumsbegriffes, der sich in beiden Gestaltungen 
des geistigen und materiellen Eigenthums nur spezifi-
zirt, keineswegs aber aufhebt. Weit entfernt also, dass 
der Begriff des geistigen Eigenthums mit der Annähe­
rung an denjenigen des materiellen in Gefahr geriethe, zu 
degeneriren, wird er vielmehr zum Motiv einer tieferen 
Einsicht in das Wesen des materiellen Eigenthums. Wäre 
Sav igny in den Fall gekommen, das Eigenthum logisch 
begründen zu müssen, so würde er vermutlich einen ähn­
lichen Weg eingeschlagen haben, den er bezüglich des Be­
sitzes thatsächlich gegangen ist. Es ist bisweilen von den 
späteren Juristen als eine ganz eigenthümliche und merk­
würdige Wendung angesehen worden, dass Savigny die 
Theorie des Besitzes mit derjenigen der Delikte in Ver­
bindung gebracht hat. 2 0) Dieser sein Ausweg war aber 
sehr begreiflich. Ohne den kriminellen Gesichtspunkt giebt 
es kein Besitzrecht, und wie wir hinzusetzen, auch kein 

Savigny. Das Recht des Besitzes. 4. Auflage 1822. I. Ab-
echnitt §. 6. 
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Eigenthumsrecht. Es ist also die Zurückführung der In­
stitutionen des Privatrechts und zwar speziell derjenigen 
des eigentlichen Sachenrechts auf den verletzenden und 
deliktai'tigen Charakter, den die Störung gewisser Zustäude 
und bleibender Zustandsformen haben würde, nichts in dem 
Verhalten der bisherigen positivistischen Jurisprudenz Un­
erhörtes. Die moderne Kritik, welche die Theorie des Be­
sitzers reformirte, hat einen Schritt auf diesem Wege ge-
than, und wer fernerhin eine Begründung des Eigenthums 
geben will, wird ohne Zurücklegung des zweiten Schrittes 
nie auch nur um das Geringste gefördert werden. Das 
Eigenthum selbst will aus dem Gesichtspunkte begriffen 
sein, dass die Verletzung gewisser Zustände und faktischer 
Beziehungen der Person zur Sache ein Delikt sein würde. 
Erst durch den Umweg dieses Deliktes gelangen wir zu 
einem wahrhaften Rechtsbegriff für das Eigenthum und 
diese Ableitung genügt auch für das geistige Eigenthum. 
Streitig könnte also nur die Denkform selbst bleiben, d. h. 
die Frage: ob die Beziehung der Person zur Sache in bei­
den Arten des Eigenthums im wesentlichen analog sei. 
Dies glauben wir durch die Hinweisung auf die Fiktion 
des dem geistigen Eigenthum entsprechenden Besitzes, d. h. 
der Herrschaftsübung, nachgewiesen zu haben. Es würde 
daher kein Grund mehr vorhanden sein, sich in der Wissen­
schaft oder Gesetzgebung des natürlichen Sprachgebrauches 
zu entschlagen. Es giebt ein Objekt, welches Gegenstand 
der Herrschaft und Veräusserung sein kann und dies 
ist die eigentliche Substanz oder der Inhalt des geistigen 
Eigenthums. Bedenken wir, dass wir auch das materielle 
Eigenthum, streng genommen, nur ganz sekundär als eine 
Herrschaft über den zufälligen Stoff, wesentlich aber als 
eine Herrschaft über die an der körperlichen Sache haf­
tenden Kräfte und Fähigkeiten auffassen. Freilich ist das 
geistige Etwas, welches den Gegenstand des intellektuellen 
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*i) Keller. Pandekten. II. Tb.. I. Cap. §. 144. 

Eigenthums bildet, anderer Natur, und es gehört mehr Ab­
straktion dazu, es in seiner Selbstständigkeit gesondert auf­
zufassen; allein es besteht so gut, wie der materielle Gegen­
stand und hat die allgemeine Form der Dauerbarkeit. d. h. 
eines beharrlichen Substrats mit ihm gemeinsam. 

Eine enzige scheinbare Einwendung Hesse sich auch 
von einem anderen Standpunkte als dem rein formal juristi­
schen machen. Man könnte sagen, dass der Gegenstand 
des materiellen Eigenthums bestimmt und unzweideutig, 
der des geistigen Eigenthums aber vage und verschiede­
nen Auslegungen ausgesetzt sei. Wo sei die Grenze für 
die e igenthüml iche Form eines geistigen Erzeugnisses? 
Sei etwa die Anordnung des Stoffes bereits dahin zu rech­
nen, und eine auszugsweise Reproduktion als Eigentums­
verletzung anzusehen? Für diese scheinbaren Schwierig­
keiten hat der Verkehr und der gesunde Sinn stets eine 
Aushülfe. Uebrigens würde aber auch das materielle Eigen­
thum zu mancherlei ähnlichen Fragen Veranlassung geben 
können. Wo ist die Grenze der Herrschaft über die ma­
terielle Sache? Was ist Gegenstand desjmateriellen Eigen­
thums? Wie weit erstreckt es sich in die Tiefe und wie 
weit in die Höhe, wenn wir an Grundstücke denken? 

Auch hier hat der Verkehr die Grenzen festgesetzt und 
die überragenden Stämme werden nach anderen Grundsätzen 
behandelt, als die von 15'Fuss Höhe überragenden Zweige.2 1) 
Es würde also nur heissen, Chikane erheben, wenn man 
die Bestimmbarkeit des Inhalts des geistigen Eigenthums 
gegen dessen Grundform selbst verwerthen und die Auf­
fassung als Eigenthum nur deshalb zurückweisen wollte, 
weil ein praktisch unentschiedener Streit über die Grenze 
des Umfanges dieses Eigenthums besteht und auch noch 
lange bestehen mag. 
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Schliesslich sei noch bemerkt, dass die früher berührte 
Ableitung des geistigen Eigenthums aus einem Vertrage 
ebenso scheitern muss, wie jegliche andere sogenannte Ver­
tragstheorie. Der Vertrag setzt stets ein Rechtsinstitut im 
Allgemeinen voraus und ist nur die natürl iche Form, 
um allgemein anerkannten und ohnedies begründeten Rechts­
verhältnissen eine ind iv idue l l e Form zu geben. Wer 
z. B. aus dem Verlagsvertrage das Recht der ausschliess­
lichen Vervielfältigung im Allgemeinen ableiten will der 
begeht einfach einen logischen Zirkel und setzt stillschwei­
gend voraus, was er beweisen will. Der Verlagsvertrag 
hat nur Sinn, wenn bereits ein Autorrecht vorhanden ist, 
über welches in demselben disponirt werden kann. Der 
Schriftsteller kann in einer andern Person kein Recht be­
gründen, welches er nicht bereits selbst gehabt hat. Das 
Recht des Verlegers, welches sich auf den Verlagsvertrag 
gründet, ist ein durchaus abgeleitetes Recht, etwas rein 
Derivatives, was wahrlich nicht selbst znr Erklärung dienen 
kann. Die Fiktion eines Vertrages des Schriftstellers mit 
dem Publikum schmeckt aber sehr stark nach jenen Ablei­
tungen des öffentlichen Rechts, wie sie früher, und nament­
lich im 18. Jahrhundert Sitte war. Die Konvention, oder 
eine Fiktion derselben, erklärt gar Nichts; ausgenommen 
die Meinung derjenigen, welche sich derselben als Ablei­
tungsmittel bedienen. Konventionelle Rechte giebt es im 
Allgemeinen nur insofern, als stillschweigende oder aus­
drückliche Konvention den Ausdruck eines natürlichen Rechts 
vermittelt. Dann ist aber nicht die willkürliche Ueberein-
kunft der Gesellchaft, sondern die in letzter Instanz zu 
Grunde liegende natürliche Rechtsnothwendigkeit die eigent­
liche Basis und der Rückhalt der Gestaltungen. 2 2 ) 2 3 ) Es 

2 ä ) Renouard. Traite des droits d'auteui etc. Vol. I, p. 443. 
2 3 ) Benj, Constant. Cours de politique constitutionnelle. 3 e. ed. 

Mruss. 1837. p. 105. 
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ist also gar nicht abzusehen, wie das Autorrecht jemals 
auf eine vertragsartige Verbindlichkeit zurückgeführt wer­
den solle. Ja es ist eigentlich eine solche Ableitung von 
uns bereits als völlig unmöglich gekennzeichnet. Das We­
sen des geistigen Eigenthums liegt ja gar nicht in dem 
Umstände, dass Andre uns gegenüber positiv zu etwas ver­
pflichtet sind, sondern nur darin, dass sie sich der Stö­
rung und Verletzung zu enthalten haben. Wie soll nun 
wohl eine solche rein negative Enthaltungs-Verbindlichkeit 
durch eine Konvention vermittelt gedacht werden ? Freilich 
giebt es Verträge, durch welche wir uns — besonders im 
internationalen Verhalten — Rechte sichern, die als solche 
schon vorhanden sind. Aber dann beziehen sich diese Ver­
träge rein auf die Garantie des an sich unzweifelhaften 
Rechts und sie sind nur die Form, in welcher das allge­
meine Rechtsbewusstsein zum Ausdruck gelangt, nicht aber. 
der Grund der durch sie gewährleisteten Rechte. Sehen 
wir von der Konvention überhaupt und von den fingirten 
Verträgen ab, und kehren wir zum Verlagsvertrage zurück, 
so ist derselbe ohne einen gewissen Umfang des Autor­
rechts in wesentlichen Richtungen gar nicht denkbar. Je­
denfalls würde er einen ganz beschränkten Inhalt gewinnen, 
wenn man das Autorrecht wegdächte. Allerdings könnte 
sich ein Schriftsteller dann noch.immer ausbedingen, dass 
sein Buch gedruckt und vertrieben würde und der Verleger 
würde ihm für diese Operationen verbindlich werden kön­
nen; allein dieser Rest von Stipulationen hat mit dem 
Autorrecht an sich selbst gar nichts zu schaffen. Diesen 
Theil des Verlagsvertrages kann man also weder auf das 
Autorrecht, noch das letztere auf dieses Element des Ver­
trages zurückführen. Insofern aber der Verleger ein Recht 
der ausschliesslichen Vervielfältigung haben soll, kann er 
es der Regel nach, d. h. in der eigentlichen Rechtsbegrün­
dung durch Erwerb vom Schriftsteller plausibel machen. 
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24) Pau lus (bei Mittermayer oitirt). 

Jede andere Ableitung würde wenigstens den Mangel ha­
ben, den ursprünglichsten Eigenthüiner zu vernachlässigen. 
Denkbar ist es allerdings, dass eine Art Recht auch ein­
seitig von Seiten der Verlegerschaft durch Erwerb von Mo­
nopolen begründet werde. Aber dann geschieht dies auch 
indirekt für den Schriftsteller und die Ungeheuerlichkeit 
besteht nur darin, dass das intellektuelle Eigenthum zu­
nächst in den Händen derjenigen geschützt wird, welche 
es nicht hervorbringen. Der Verlagsvertrag kann mithin 
in keinem Falle als Vehikel dienen, das allgemeine Recht 
an geistigen Erzeugnissen abzuleiten. Hat der Verleger 
ein Monopol für den Umfang aller seiner Publikationen, 
so braucht ihm der Schriftsteller Nichts zu übertragen; 
so ist denn auch in diesem Falle" der Vertrag ganz uner­
heblich. 

Ausser der vermeintlichen Ableitung aus dem Eigen­
thum haben sich nun allerdings noch andere formal juristi­
sche und fertige Kategorien zur Erklärung dargeboten. 
Man hat das furtum usus, den Gebrauchs-Diebstahl, zum 
Ausgangspunkt gemacht.2 i) Hierdurch hat man sich bereits 
der Idee eines eigentlichen Eigenthums genähert. Doch ist 
auch dieser Umweg ganz entbehrlich und bekundet nur die 
Nothwendigkeit, eine deliktartige Verletzung zu statuiren. 
Wir werden also auf einen eigentlichen Eigenthumsbegriff 
zurückgewiesen, der freilich nicht so enge gefasst sein darf, 
wie dies in den ersten Versuchen derjenigen Juristen ge­
schehen ist, welche glaubten, die Theorie des römischen 
Eigenthums ohne Weiteres zur Begründung der intellektu­
ellen Rechte verwerthen zu können. Nicht das römische 
Recht hat uns die Schwierigkeiten beseitigen helfen, son­
dern wir haben uns über die Enge des römischen Begriffes 
hinweggesetzt, um zu einem höheren, in seinen rechtlichen 
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Elementen wirklich abgeleiteten, und nicht sogleich voraus­
gesetzten Eigenthumsbegriffe zu gelangen. Dieser Begriff 
beruht auf der Vorstellung der Abgrenzung der Thätigkeits-
sphären gegenüber den Gegenständen einer ökonomischen 
Herrschaft, und es wird am Ende dieser Abhandlung ge­
zeigt werden, dass gerade die Möglichkeit der Begrenzung 
und namentlich der Umfang dieser Möglichkeit die ent­
sprechende Voraussetzung für Begründung und Ausdehuung 
jeglicher Art von Eigenthum, mithin auch des geistigen 
Eigenthums, werden müsse. Die Vorstellung der Abgren­
zung gegen Verletzung wird sich also nicht bloss im All­
gemeinen, sondern auch bezüglich des Unifanges, in wel­
chem ein Gegenstand des geistigen Eigenthums kreirt wer­
den kann, bewähren müssen. 



Zweiter Abschnitt. 

Oekonomische Interessen der Oesellschaft. 

Bisher haben wir alle unsere Schlüsse aus einem blossen 
Gerechtigkeitsprinzip gemacht und übrigens nur die ta t ­
sächlichen Beschränkungen angedeutet, welche die Entste­
hung irgend einer Art von Eigenthum in der Natur ihres 
Gegenstandes selbst finden muss. Wir haben also zwei ex­
treme Beziehungen betrachtet, einerseits den Gedanken des 
Rechts, anderseits die einschränkende Macht der natürlich 
gegebenen Verhältnisse. Das Rechtsprinzip kann zu Ge­
staltungen treiben; aber diese Gestaltungen können in der 
unabänderlichenBeschaffenheit derTMnge selbst eine Schranke 
finden. Alles Eigenthum hat sich nur in dem Maasse aus­
bilden können, als ein Gegenstand vorhanden war, der sich 
ungezwungen als Objekt der Abgrenzung von Herrschafts­
sphären qualificirte. Jetzt fragen wir nicht mehr nach dem 
Rechtsprinzip als solchem, auch nicht nach den thatsächlichen 
Schranken seiner Verwirklichung, sondern ganz einfach nach 
den ökonomischen Folgen der Achtung oder Nichtachtung 
der fraglichen Rechte. Bisweilen stellt man sich vor, es 
bestehe rücksichtlich der ökonomischen Vortheile ein An­
tagonismus zwischen einem Zustande, in welchem das gei­
stige Eigenthum geschätzt wird und einem solchen, in wel­
chem es nur sehr unvollkommen existirt, oder gar nicht 
beachtet wird. Wie man einen eigenthümlichen Gegensatz 
zwischen Egoismus und Communismus, zwischen Idividualis-
mus und Socialismus in allen Richtungen des ökonomischen 
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Daseins wahrnehmen zu können gemeint hat, ebenso hat 
man sich bezüglich des geistigen Eigenthums zweierlei ge­
sonderte Regime mit ganz verschiedenen ökonomischen 
Wirkungen ausgemalt. Unter Voraussetzung eines voll­
ständigen und wirksamen Schutzes des literarischen Eigen-

\ thums hat man die Gesellschaft, d. h. die Masse der Bücher-
Consumenten als die Benachteiligte hingestellt. Man hat 
ohne Weiteres angenommen, der Autor oder Verleger ziehe 
seinen Gewinn auf Kosten der Gesellschaft. Man hat in 
dem geistigen Eigenthum ein Monopol gesehen, welches zum 
Nachtheil der Gesammtheit einige Wenige begünstige. Man 
hat den Vortheil des Schriftstellers als auf den Nachtheil 
der Leser begrüudet gedacht und so eine ökonomische An­
tinomie geschaffen, der zufolge es nur eine Alternative 
giebt, entweder das Publikum oder die Schriftsteller zu 
opfern. Anderseits hat man die Vortheile des gemeinsamen 
Genusses aller geistigen Erzeugnisse hervorgehoben. Man 
hat auf die voraussichtliche Billigkeit der Bücher hingewiesen. 
Man hat die Interessen der Bildungspropaganda aufgerufen 
und im Voraus zu einem Zustande gratulirt, in welchem 
die Herstellungskosten der Bücher keinen Bestandtheil ent­
halten würden, der sich nicht auf materielle Arbeit zurück­
führen Hesse. Satz, Druck, Papier, Vertrieb, ein gewisser 
Handelsgewinn — alle diese Ursachen der Bücherpreise 
würden fortbestehen. Aber die eine grosse und entschei­
dende Ursache, nämlich der vermeinte Monopolgewinn, den 
der Schriftsteller oder vielmehr der Verleger davonträgt, 

( sagte man sich, würde in Wegfall gekommen sein und so 
würde man literarische Erzeugnisse zu den blossen mate­
riellen Herstellungskosten, im Wesentlichen also um nicht 
viel mehr als den Papierpreis kaufen können. 

Es hat etwas Verführerisches, die grossen gesellschaft­
lichen Vortheile in Betracht zu ziehen, die uns von dem 
Communismus des geistigen Eigenthums in Aussicht ge-
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stellt werden. Warum sollte man nicht die ohnehin nicht 
sehr beträchtlichen Gewinne der Schriftsteller getrost ab­
schaffen lassen, wenn durch ihren Wegfall das ganze Aus­
nutzungssystem, welches doch hauptsächlich dem Verlags -
buchhandel zu Statten kommt, beseitigt werden könnte? 
Wäre das Unglück so gross, wenn der Verlagshandel in 
seiner bisherigen Gestalt aufhörte und auf ein blosses Ae-
quivalent für materielle Betriebsunkosten angewiesen würde? 
Man würde alsdann Bücher drucken lassen und auf den 
Markt bringen, wie jedes andere Erzeugniss, welchem kein 
Autorrecht an der inviduellen Form zu Grunde liegt. Der 
Kunsttischler stellt seine Tische zum Verkauf, und muss es 
sich gefallen lassen, dass dieselbe Facon auch von Andern 
zu Markt gebracht wird. Warum soll nicht ein Buchhandel 
und eine Bemühung um den Vertrieb der Bücher denkbar 
sein, wenn jegliches literarisches Eigenthumsrecht in Weg­
fall kommt? Wir brauchen nicht nach fingirten Beispielen 
zu haschen; denn die Wirklichkeit zeigt uns einen Theil 
der Literatur als ökonomisches Gemeingut. Wer heute eine 
Ausgabe von belletristischen Werken des I8ten Jahrhun­
derts veranstaltet, hat um Autorrechte nicht zu sorgen, 
kann aber dennoch glauben, mit einer solchen Unterneh­
mung ein lohnendes Geschäft zu machen. Freilich kann 
man hier einwenden: es entstehe nun wenigstens sogleich 
an der speciellen Ansgabe ein gewisses Eigenthumsrecht 
und die literarische Arbeit des Herausgebers werde jeden­
falls irgendwie honorirt. Eine solche Ausgabe, als solche 
in ihrer Auswahl, ihrem Zusammenhang, in ihren etwaigen 
Zusätzen, wird zugleich geschützt, und es findet hier ein 
ähnlicher Fall statt, wie dann, wenn Klassiker des Alter­
thums neu edirt werden. Allein auch abgesehen von diesen 
Nebenumständen, lässt sich dennoch ein Verlagshandel sehr 
wohl denken, ohne die geringste Grundlage von geistigem 
Eigenthum. Herstellung des Exemplars, allgemeiner Ver-
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trieb und specieller Sortiment sind drei verschiedene Func­
tionen, welche in der Entwickelung der Arbeitstheilung 
verschiedenen Thätigkeitszweigen oder Geschäftszweigen zu­
fallen müssen, und die Existenz eines geistigen Eigenthums 
ist für diese specielle Gestaltung, wenn nicht gleichgültig, 
so doch wenigstens nicht wesentlich. Was also den gegen­
wärtigen Zustand unseres Buchhandels anbetrifft, so wird 
man nicht behaupten können, dass der Wegfall des geistigen 
Eigenthums die Möglichkeit des Verlagsgeschäfts aufhebt. 
Wie, was wir oben Ende des vorigen Abschnitts gesehen 
haben, der Verlagsvertrag keine unumgänglich wesentliche 
Beziehung zum Autorrecht oder überhaupt zum literarischen 
Eigenthum hat, ebenso ist auch das Verlagsgeschäft, sowie 
der ganze Verlagshandel nicht von der Existenz der Autor­
rechte völlig abhängig. Die Veränderung, die wir von der 
Beseitigung des geistigen Eigenthums zu erwarten hätten, 
würde zwar den Verlagshandel gewaltig umgestalten, aber 
sie würde ihn jiicht austilgen. Er würde sich aber auf 
diese vollständige Freiheit der Conkurrenz in der Verviel­
fältigung von Geistesprodukten einzurichten haben. Ihm 
würde die Grundlage und der sich aus ihr ergebende Stamm 
von Werken entzogen werden. Aber der Gesammtvertrieb 
der Bücher, sowie überhaupt das Unternehmerthum in dieser 
Richtung würde eine eigene Klasse von Geschäftsleuten be­
schäftigen. Wäre die Umwälzung einmal vollbracht, so 
würde sich im Bereich des Buchhandels Niemand, der sich 
diesem Geschäftszweige erst widmete, über Beinträchtigung 
zu beklagen haben. Der Handel würde eben auf den Fuss 
der Umstände eingerichtet sein, und die händlerischen In­
teressen würden sich in diesem Falle dem Publikum gegen­
über vollkommen geltend machen könneu. Fragen wir nun 
aber nach den ökonomischen Wirkungen des geistigen 
Communismus auf die Klasse der Schriftsteller, so ist klar, 
dass die Produktion eines ökonomisch wefthlosen Erzeug-



32 

nisses nur von Denjenigen betrieben werden kann, welche 
in der Lage sind, Ausgaben machen zu können, denen keine 
Einnahmen entsprechen. Die Schriftstellern würde mit der 
Einführung des intellectuellen Communismus plötzlich aus 
der Reihe der lukrativen Thätigkeit gestrichen. Nur auf 
einem geringen Felde, auf welchem kein künstlicher Schutz 
nothwendig ist, weil bereits ein natürlicher existirt, würde 
allenfalls noch eine Spur von schriftstellerischem Gewinn 
übrigbleiben können. Zeitungsartikel könnten noch immer 
einen ökonomischen Werth erhalten, da die Konkurrenz 
Gränzen hat und nicht im Stande ist, dieselbe Zeit der 
Publikation einzuhalten. Durch das blosse Zuvorkommen 
einer Veröffentlichung würde bisweilen ein Gewinn realisirt 
werden, der auch auf die Schriftsteller zurückfallen müsste. 
Indessen ist die ganze Fiktion in ihrer strengen Conse-
quenz so schwer aufrecht zu erhalten, dass man schon in 
den einfachsten Beispielen von der Natur der Dinge zurecht­
gewiesen wird. Wie sollte man sich wohl die Produktion 
denken, wenn nicht für die Arbeit dieser Produktion, also 
allermindestens doch für das Redaktionsgeschäft, ein öko­
nomisches Aequivalent gegeben würde. 

Versuchen wir es jedoch ganz streng zu sein und vor­
auszusetzen, dass jegliche Erzeugung literarischer Nützlich­
keiten (wir sagen absichtlich nicht literarischer Werke) nur 
von solchen ausgehe, die dabei keine ökonomischen Vor­
theile im Auge haben. Alsdann würde alle Bücher- und 
Zeitungs-Produktion eine Sache der Ehre und der Neigung 
werden 2 5 ) , und zwar eine Neigung, deren Befriedigung den 
ganzen Einsatz an Zeit und Mühe kosten müsste. Auch 
diese Wirknng hat man zur Vertheidigung des intellectuellen 
Communismus benutzt. Man hat das quästum facere als 
einen Verderb der Literatur gekennzeichnet und Zustände 

) J. B. Lay, Traite d'economie pol. T. II. p. 258. 
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für sehr wohlthätig erklärt, in denen die Produktion litera­
rischer Leistung eine freie, höchstens mit Ehre belohnte, 
Thätigkeit bleibt. Die Stellen in der Literatur würden 
hiernach als unentgeltliche Ehrenämter zu betrachten seiu; 
und in der That ist auch dies Prinzip der unentgeltlichen 
Ehrenämter diesen literarischen Wünschen sehr eng ver­
wandt. Die Aufhebung des geistigen Eigenthums würde 
zwei Extreme schaffen. Es würde allenfalls eine ganz ge­
meine unqualificirte Literatenarbeit auf der einen Seite 
noch bestehen lassen, während sie auf der andern Seite nur 
den materiellen Reichthum zur Theilnahme an höherer li­
terarischer Thätigkeit befähigte. Die unqualificirte Lite­
ratenarbeit würde bestehen, weil sie nur in dem Gebiet 
desjenigen, was gar nicht angeeignet werden kann, ihr 
Handwerk treibt. Sie wird in jedem Falle gebraucht und 
der literarsiche Diebstahl macht sie nicht überflüssig. Es 
handelt sich stets bei jeder Veröffentlichung um ein Mini­
mum von handwerksmässiger Beihülfe und dieses Minimum 
würde den literarischen Proletariern doch irgendwie ver­
golten werden müssen. An jener Grenze also, wo sich das 
geistige Eigenthum ohnedies in das Bereich gleichgültiger 
unqualifizirter Leistung verliert, würde noch ein gewisser 
ökonomischer Werth literarischer Arbeit bestehen bleiben. 
Die freie Concurrenz des Verlagshandels selbst würde diese 
Arbeit ins Spiel setzen müssen, um überhaupt das Regime 
des geistigen Communismus zu verwirklichen. Zur Ueber-
eignung und Besitzeigreifung aus dem massenhaft communen 
Stoff, der dann zur Verfügung stände, würden für jede be 
stimmte Unternehmung literarische Handlanger nöthig sein. 
Da es nun doch wohl nicht denkbar ist, dass eine Hand­
langerarbeit aus blosser Liebhaberei, Neigung oder um der 
Ehre willen betrieben werde, so lässt sich von deren Be­
zahlung nicht abstrahiren. Wir erhielten also so einen Zu­
stand, in welchem die völlig unqualifizirtc Arbeit die lite-

3 


